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Geſetz „Sammlung 


für die b 
* = 
„Esniglichen Preußiſchen Staaten 
8 
9 ⏑ NI 4 


Kr. 7280.) Verordnung, betreffend die evangeliſchen militairkirchlichen Angelegenheiten im 
IX. Armeekorps. Vom 25. November 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen für den Bereich des IX. Armeekorps, was folgt: 


9. 1. 


Die evangeliſche Militairſeelſorge im Bereiche des IX. Armeekorps wird 
nach den Vorſchriften der Militair⸗Kirchenordnung vom 12. Februar 1832. 
(Geſetz-Samml. für 1832. S. 69. ff.) und nach Maaßgabe der hierauf be⸗ 
züglichen ſpäteren Beſtimmungen geordnet. Der evangeliſche Militairgeiſtliche 
in Schleswig verſieht die Funktionen eines Militair⸗Oberpredigers. 


$. 2. 

| Die nach $. 9. der Militair⸗Kirchenordnung den Konſiſtorien zuſtehenden 
Befugniſſe und obliegenden Pflichten gehören bis auf Weiteres zu dem Ge⸗ 
ſchäftskreiſe des evangeliſchen Feldpropſtes der Armee, welcher insbeſondere die 
Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung der Diviſions⸗, Garniſon⸗ und Anſtaltspre⸗ 
diger mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten zu bewirken hat, vorbehaltlich jedoch der in dem gedachten Para⸗ 
graphen den Militairbefehlshabern zugewieſenen Mitwirkung. 


$. 3. N 

In Beziehung auf Beichte, Abendmahl, Einſegnung der Kinder und ihre 
Vorbereitung dazu bedarf es zur Verrichtung durch einen anderen Geiſtlichen 
nach den en der Militair⸗Kirchenordnung einer beſonderen Erlaubniß 
von Seiten des Militairgeiſtlichen nicht, ebenſowenig zum Beſuch des Gottes⸗ 
dienſtes in anderen Kirchen; für Taufen und Trauungen iſt ein Erlaubnißſchein 
des zuſtändigen Militairgeiſtlichen erforderlich welcher jedoch auf Verlangen 

unentgeltlich ertheilt werden muß. ö 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Januar 1869. 


Die ehemaligen Garnifongemeinden find aufgehoben. Ueber die Rechts 
verhältniſſe der Chriſt⸗ und Garniſon⸗Gemeinde in Rendsburg bleibt die Feſt⸗ 
ſetzung vorbehalten. } 


§. 9, 5 5 

In denjenigen Garniſonorten, in denen kein Diviſions⸗, Garniſon⸗ſoder 
Anſtaltsprediger ſtationirt iſt, wird die evangeliſche Militairſeelſorge einem der 
Ortsgeiſtlichen durch deſſen kirchliche Beſtallungsbehörde im Einverſtändniß mit 
dem betreffenden Militairbefehlshaber und unter Genehmigung des Miniſters der 
geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten übertragen, und werden 
ſeine Amtsverrichtungen als Militairſeelſorger im Einklang mit den für ſein geiſt⸗ 
liches Hauptamt beſtehenden kirchlichen Ordnungen geregelt. 

Derſelbe bleibt in Anſehung ſeiner geiſtlichen Amtsverrichtungen in der 
Militairſeelſorge ſeiner ordentlichen kirchlichen Aufſichtsbehörde untergeben. Im 
Uebrigen finden die Beſtimmungen der Militair⸗Kirchenordnung über das Unter⸗ 
ordnungsverhältniß auf ihn Anwendung. 5 


ö Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 25. November 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Roon. v. Mühler. 


(Nr. 7281.) Geſetz, betreffend die Einführung des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865. in die Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont. Vom 1. Ja- 
nuar 1869. 


(Die im Art. 1. 8. und 19. angeführten Preußiſchen Geſetze werden im Wal⸗ 
deckſchen 1198 0 0 beſonders abgedruckt werden. Vergl. Geſetz⸗Samml. 

von 1838. S. 505. ff.) u 795 S. 203. und 204.) von 1865. J 

A ff.). f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, auf Grund des mit Waldeck⸗Pyrmont am 18. Juli 1867. abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages, mit Zuſtimmung Seiner Durchlaucht des Fürſten Georg 
Victor zu Waldeck und Pyrmont, ſowie des Landtages der Fürſtenthümer, 
was folgt: RS 

Axt. 


Artikel 1. 

Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865., welches nachſtehend veröffentlicht wird, erlangt im Gebiete der Fürſten⸗ 
thümer Waldeck und Pyrmont unter den nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen 
mit dem 1. Januar 1869. Geſetzeskraft. 


Artikel 2. 
Den im $. 1. aufgeführten Mineralien wird der Dachſchiefer hinzugefügt / 
dagegen bleiben die im Gebiete des Fürſtenthums Pyrmont befindlichen Sool⸗ 
quellen von dieſen Mineralien ausgenommen. 


Artikel 3. 
Für die Größe der Felder iſt die im $. 27. unter 1. gegebene Vorſchrift 
maaßgebend. i 
Artikel 4. 


Unter den im Geſetz in Bezug genommenen Maaßen ſind überall die 
Preußiſchen Maaße zu verſtehen. 


Artikel 5. 


An die Stelle des Amtsblatts und des Staatsanzeigers tritt in den 
Fällen der SS. 12. 17. 35. 45. 46. 91. 110. 158. 159. und 197. das 
Regierungsblakt beziehungsweiſe deſſen Beilage, und an die Stelle einer Preußiſchen 
Provinzial⸗Zeitung im Falle des $. 110. zwei den Umſtänden entſprechend zu 
wählende inländiſche oder ausländiſche Zeitungen. 


Artikel 6. 
Die Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes hinſichtlich der Hypo⸗ 
theken und Hypothekengläubiger finden auch auf das vorbehaltene Eigenthum und 
auf diejenigen, denen ſolches zuſteht, Anwendung. 0 


Artikel 7. 
Die den Regierungen im Allgemeinen Berggeſetze zugewieſenen Befugniſſe 
ſtehen dem Landesdirektor zu. 
Unter den im $. 145. erwähnten Reſſortminiſtern ſind die Preußiſchen 
Reſſortminiſter zu verſtehen. 
Artikel 8. 


Die im F. 141. in Bezug genommenen Grundſätze der Preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung über das den Eiſenbahngeſellſchaften gegenüber beſtehende Vorkaufs⸗ und 
Wiederkaufsrecht, nämlich die § . 16. bis 19. einſchließlich des Geſetzes über die 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838., kommen auch in den Fürſten⸗ 

(Nr. 7281.) 118 thü⸗ 


thümern Waldeck und Pyrmont zur Anwendung und werden nachftehend als An⸗ 
hang zum Berggeſetz abgedruckt. 


Artikel 9. 


Im Falle des §. 159. des Allgemeinen Berggeſetzes find die Vorſchriften 
für das Verfahren bei Subhaſtationen in der Exekutionsinſtanz analog anzu⸗ 
wenden. Einer nochmaligen Vorladung der Realprätendenten bedarf es jedoch 
dabei nicht. Statt der Taxe wird vom Revierbeamten eine genaue Beſchreibung 
des Bergwerks angefertigt. Ein zweiter Verſteigerungstag muß außer den im 
Geſetz beſtimmten Fällen auch dann angeſetzt werden, wenn einer der Betheiligten 
im erſten Termine und vor Ertheilung des Zuſchlags ſich erbietet, binnen drei Tagen 
vom Revierbeamten Beſcheinigung beizubringen, daß das erfolgte Gebot nicht 
1 erſcheine und dieſe Beſcheinigung dann innerhalb dieſer Friſt bei- 
ringt. 


Artikel 10. 


An Stelle des erſten Abſatzes des §. 166. des Allgemeinen Berggeſetzes 
tritt die folgende Beſtimmung: N 


Die bereits beſtehenden Knappſchaftsvereine bleiben in Wirkſamkeit. Der 
gegenwärtige Titel findet jedoch auch auf ſie Anwendung und ſind ihre 
Statuten mit den Vorſchriften deſſelben in Einklang zu bringen. 
Artie 
Der F. 167. erhält folgenden Zuſatz: 


Es kann auch von den Betheiligten oder beim Mangel einer Einigung 
vom Oberbergamt die Vereinigung mit benachbarten Preußiſchen Bezirken 
oder Vereinen beſchloſſen werden. 


Artikel 12. 1 

Im F. 180. am Ende wird ſtatt „der Königlichen“ geſagt: der König⸗ 
lich Preußiſchen oder Fürſtlich Waldeckiſchen. 5 
Artikel 13. 


An Stelle des $. 188. tritt die folgende Beſtimmung: 


Die Funktionen des Handelsminiſters hat der Preußiſche Handels⸗ 
miniſter, diejenigen des Oberbergamtes das von letzterem zu beſtimmende 
Oberbergamt wahrzunehmen. Die Funktionen der Revierbeamten können 
vom Handelsminiſter Preußiſchen Revierbeamten übertragen werden. 


| Art, 


— 81 — 


Artikel 14. 


Der zehnte Titel, ſowie die §§. 220. 240. 243. 244. 245. erſter Abſatz, 
246. 247. und 248. fallen aus. 


Artikel 15. 


5 Der zunächſt für die rechtsrheiniſchen Preußiſchen Landestheile erlaſſene 
§. 226. findet auch in den Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont Anwendung. 


Artikel 16. 
Dem zweiten Abſatz des §. 245. wird zugefügt: 
Freijahre finden jedoch bei Erhebung der Bergwerksabgaben nicht ſtatt. 
Vom 1. Januar 1869. an wird das Rezeßgeld nicht mehr fortentrichtet. 
Der Handelsminiſter ift befugt, über die Ermittelung, Feſtſtellung und 
Einziehung der Bergwerksabgaben die erforderlichen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen und Inſtruktionen zu erlaſſen. 


Artikel 17. 
Die bisher von der Bergbehörde geführten Gegenbücher ſind zu ſchließen 
und nicht weiter fortzuführen. 

Auf das Bergwerkseigenthum finden hinſichtlich der Veräußerung, Ver⸗ 
pfändung und des Arreſtes, ſowie der Führung der Hypothekenbücher, die in 
dieſer Beziehung für das Grundeigenthum beſtehenden allgemeinen geſetzlichen 
Beſtimmungen Anwendung. 


Artikel 18. 
Den Bergarbeitern ſteht in den Fällen des F. 249. des Berggeſetzes in 


Beziehung auf die Rückſtände an Lohn und anderen Emolumenten das Vorzugs⸗ 


recht des Liedlohns zu. 


Artikel 19. 


Zugleich mit dem Allgemeinen Berggeſetz tritt das nachſtehend abgedruckte 
Preußiſche Geſetz vom 26. März 1856. über die Beſtrafung unbefugter Gewin⸗ 
nung und Aneignung von Mineralien in Kraft. 


Artikel 20. 
Mit dem 1. Januar 1869. treten außer Kraft: 


alle allgemeinen und beſonderen Geſetze, Verordnungen und Gewohn⸗ 

heiten über Gegenſtände, auf welche das gegenwärtige Geſetz ſich bezieht, 

insbeſondere die 1 von 1580, die Verordnung vom 24. Ok⸗ 

tober 1812., den Bau der Gypswerke betreffend, das Ge etz vom 

30. März 1859. über die Feſtſtellung der Entſchädigungen bei Enteig⸗ 
r. 7281.) 8 


nun⸗ 


kundlich unter Al erer 50) eigen kroch en n Unter ri und 6 
onen Inſtegel. 0 5 Mi 3 nn io ja 


Gegeben Bari, d den 1. Januar 1868, 


0. 80 | Wilhelm, 


br. v. Bismarck. Sans 1 ie, 1 ur Neon. 


Der Landes - a 
v. Flottwell. 


C 


Be 


(Nr. 7282.) Geſetz wegen Aufhebung des Zollerlaſſes bei der Verzollung fremder Waaren 
f auf den Meſſen zu Frankfurt a. d. O. Vom 2. Januar 1869. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen . 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


8 


Der Erlaß an dem in der jedesmaligen Zollerhebungsrolle ausgeworfenen 
Abgabenſatze, welcher nach den Beſtimmungen der Kabinetsorder vom 6. Juni 
1838. (Geſetz⸗Samml. S. 351.) bei der Verzollung der dafelbft bezeichneten 
Waaren, die während der Meſſen zu Frankfurt a. d. O. ausgeſtellt und ver⸗ 
kauft ſind, mit je zehn und fünf Prozent gewährt werden ſoll, findet vom 
Jahre 1869. ab ferner nicht ſtatt. 

§. 2. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


: Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 2. Januar 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. 


Ar. 72827288 (Nr. 7283.) 


a 


(Ar. 7283.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. Dezember 1868., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Neuſtadt, Regierungsbezirk Danzig, 
für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffeen: 1) von Oliva 
an der Ötettin- Danziger Staats⸗Chauſſee über Quaſchin nach Kölln; 
2) von derſelben Staats ⸗Chauſſee zwiſchen Kielau und Ziſſau über Pogorsz 
nach Koſſakau. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Neuſtadt, 
im Regierungsbezirk Danzig, beabſichtigten Bau der Chauſſeen: 1) von Oliva an 
der Stettin⸗Danziger Staats⸗Chauſſee über Quaſchin nach Kölln; 2) von der⸗ 
ſelben Staats⸗Chauſſee zwiſchen Kielau und Ziſſau über Pogorsz nach Koſſakau 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Neuſtadt das Expropriations⸗ 
recht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe 
15 für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. 
Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
a „einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 

efreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 2. Dezember 1868. 
Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckeret 5 
(R. v. Decker). 8 


